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Vorbiatt 


Zweites Gesetz über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Anpassung der Versorgungsbezüge nach § 56 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes entsprechend der Anpassung der Bestands- 
renten in der Arbeiterrentenversicherung an die durchschnitt- 
liche Entwicklung der Löhne und Gehälter der Jahre 1965 bis 
1967. 


B. Lösung 

Anhebung der in § 56 des Bundesversorgungsgesetzes näher 
bestimmten Leistungen um rund 5,5 v. H. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Durch die Anpassung der Versorgungsbezüge ergeben sich im 
Haushaltsjahr 1971 Mehraufwendungen zu Lasten des Bundes 
in Höhe von 279,6 Millionen DM. Die Auswirkung auf die 
Folgejahre 1972 bis 1974 beträgt (in Millionen DM): 

1973 1974 

274,0 271,3 


1972 

276,8 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 22. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über die Anpassung der Leistungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes 
(Zweites Anpassungsgesetz — KOV — 

2. AnpG KOV — ) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 
(Zweites Anpassungsgesetz — KOV — 2. AnpG-KOV — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung von Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 141, ber. I S. 180), zuletzt geändert 
durch das Gesetz über die Anpassung der Leistun- 
gen des Bundesversorgungsgesetzes vom 26. Januar 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 121), wird wie folgt 
geändert: 

1. ln § 14 wird die Zahl „70" durch die Zahl „74" 
ersetzt. 


2. In § 15 Satz 1 werden die Worte „9 bis 
58 Deutsche Mark" durch die Worte „9 bis 
61 Deutsche Mark" ersetzt. 


3. § 18 c Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Sachleistungen sind Berechtigten und Lei- 
stungsempfängern ohne Beteiligung an den 
Kosten zu gewähren." 


4. § 27 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Beschädigten und Hinterbliebenen ist Er- 
holungsfürsorge zu gewähren, wenn nach ärzt- 
lichem Zeugnis, in Zweifelsfällen nach Bestäti- 
gung durch das Gesundheitsamt, die Erholungs- 
fürsorge zur Erhaltung der Gesundheit oder 
Arbeitsfähigkeit notwendig, die beabsichtigte 
Art der Erholung zweckmäßig und, soweit es 
sich um Beschädigte handelt, die Erholungsbe- 
dürftigkeit durch die anerkannten Schädigungs- 
folgen bedingt ist." 


5. In § 30 Abs. 3 wird die Zahl „580" durch die 
Zahl „612" ersetzt. 

6. § 31 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 


um 30 vom Hundert von 64 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert von 85 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert von 116 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert von 147 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert von 202 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert von 245 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert von 293 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsun- 
fähigkeit von 330 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbe- 
schädigte, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, um 13 Deutsche Mark." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Erwerbsunfähige Beschädigte, die 
durch die anerkannten Schädigungsfolgen 
gesundheitlich außergewöhnlich betroffen 
sind, erhalten eine monatliche Schwerstbe- 
schädigtenzulage, die in folgenden Stufen 
gewährt wird: 


Stufe 

I 

39 Deutsche 

Mark, 

Stufe 

II 

78 Deutsche 

Mark, 

Stufe 

III 

117 Deutsche 

Mark, 

Stufe 

IV 

156 Deutsche 

Mark, 

Stufe 

V 

195 Deutsche 

Mark, 

Stufe 

VI 

234 Deutsche 

Mark. 


Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung den Personenkreis, der durch seine 
Schädigungsfolgen außergewöhnlich betroffen 
ist, sowie seine Einordnung in die Stufen I bis 
VI näher zu bestimmen." 


7. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat 
lieh bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 


um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 

bei Erwerbs- 
unfähigkeit 


147 Deutsche Mark, 
147 Deutsche Mark, 
202 Deutsche Mark, 
245 Deutsche Mark, 
293 Deutsche Mark, 

330 Deutsche Mark." 
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8. In § 33 a Satz 1 wird die Zahl „35" durch die 
Zahl „37" ersetzt. 


17. In § 64 f Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „ ,in 
Angelegenheiten der Kriegsopferfürsorge durch 
den Bundesminister des Innern" gestrichen. 


9. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Zahl „133" 
durch die Zahl „140" und in Satz 2 die 
Worte „226, 319, 412 oder 534 Deutsche 
Mark" durch die Worte „238, 337, 435 oder 
563 Deutsche Mark" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „58" durch 
die Zahl „61" ersetzt. 


10. In § 40 wird die Zahl „188" durch die Zahl 
„198" ersetzt. 


11. In § 40 a Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „290" 
durch die Zahl „306" ersetzt. 


12. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „188" durch die 
Zahl „198" ersetzt. 


13. In § 46 werden die Zahl „52" durch die Zahl 
„55" und die Zahl „99" durch die Zahl „104" 
ersetzt. 


14, In § 47 Abs. 1 werden die Zahl „93" durch die 
Zahl „98" und die Zahl „128" durch die Zahl 
„135" ersetzt. 


15. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „232" durch die 
Zahl „245" und die Zahl „157" durch die 
Zahl „166" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „46" durch die 
Zahl „49" und die Zahl „35" durch die Zahl 
„37" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „145" durch 
die Zahl „153" und die Zahl „104" durch die 
Zahl „110" ersetzt. 


16. § 64 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „mit Zustim- 
mung des Bundesministers des Innern" 
durch die Worte „mit Zustimmung des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung" 
ersetzt. 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„ (5) Bei der Anwendung des § 27 a Abs. 2 
Satz 1 ist das Zeugnis eines amtlich bestell- 
ten Arztes oder des Vertrauensarztes der zu- 
ständigen deutschen Auslandsvertretung bei- 
zubringen." 


18. Nach § 70 wird folgender neuer § 70 a einge- 
fügt: 


„§ 70 a 


(1) Werden Versorgungsbezüge auf ein 
Konto des Berechtigten bei einem Geldinstitut 
überwiesen, so sind die dadurch entstandenen 
Forderungen für die Dauer von sieben Tagen 
nach der Gutschrift der Überweisung unpfänd- 
bar. Eine Pfändung des Guthabens bei dem 
Geldinstitut gilt als mit der Maßgabe ausge- 
sprochen, daß sie das Guthaben in Höhe der 
in Satz 1 bezeichneten Forderungen während 
des dort genannten Zeitraumes nicht erfaßt; der 
Berechtigte hat dem Geldinstitut nachzuweisen, 
daß die Voraussetzungen des Satzes 1 vor- 
liegen. 

(2) Bei Empfängern laufender Versorgungs- 
bezüge ist Bargeld der Pfändung insoweit nicht 
unterworfen, als es dem der Pfändung nicht 
unterworfenen Teil der laufenden Versorgungs- 
bezüge für die Zeit von der Pfändung bis zu 
dem nächsten Zahlungstermin entspricht." 


19. § 89 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „ , in Fällen 
der Kriegsopferfürsorge des Bundesministers 
des Innern," gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „ , in Fällen 
der Kriegsopferfürsorge des Bundesministers 
des Innern," gestrichen. 

Artikel 2 

Änderung von Vorschriften weiterer 
Bundesgesetze 

1. In § 45 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das 
Verwaltungs verfahren in der Kriegsopferversor- 
gung vom 2. Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 202), 
zuletzt geändert durch Artikel II des Dritten 
Neuordnungsgesetzes vom 28. Dezember 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 750), wird das Wort „Ge- 
fängnis" durch das Wort „Freiheitsstrafe" er- 
setzt. 

2. § 4 Abs. 2 des Häftlingshilfegesetzes in der 
Fassung vom 29. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1793) erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Schädigung infolge des Gewahrsams 
gilt ferner eine gesundheitliche Schädigung, die 
durch einen Unfall herbeigeführt worden ist, den 
der Beschädigte 

a) auf einem Hin- oder Rückweg erleidet, der 
notwendig ist, um wegen der Schädigungs- 
folgen eine Maßnahme der Heilbehandlung, 
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eine Badekur, Versehrtenleibesübungen als 
Gruppenbehandlung oder arbeits- und berufs- 
fördernde Maßnahmen nach § 26 des Bundes- 
versorgungsgesetzes durchzuführen oder um 
zur Aufklärung des Sachverhalts persönlich 
zu erscheinen, sofern das Erscheinen ange- 
ordnet ist 
oder 

b) bei der Durchführung einer der in Buch- 
stabe a aufgeführten Maßnahmen erleidet." 


3. Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 20. Februar 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 201), 

zuletzt geändert durch das Gesetz zur 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS. . . .) wird wie folgt 

geändert: 

[Datum und Fundstelle werden eingesetzt, 
sobald sie bekannt sind] 

a) § 81 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. durch einen Unfall herbeigeführt worden 
sind, den der Soldat oder der ehemalige 
Soldat 

a) auf einem Hin- oder Rückweg erlei- 
det, der notwendig ist, um wegen der 
Schädigungsfolgen eine Maßnahme 
der Heilbehandlung, eine Badekur, 
Versehrtenleibesübungen als Grup- 
penbehandlung oder arbeits- und be- 
rufsfördernde Maßnahmen nach § 26 
des Bundesversorgungsgesetzes durch- 
zuführen oder um zur Aufklärung des 
Sachverhalts persönlich zu erscheinen, 
sofern das Erscheinen angeordnet ist 

oder 

b) bei der Durchführung einer der in 
Buchstabe a aufgeführten Maßnahmen 
erleidet." 

b) In § 88 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„ , soweit die Beschädigtenversorgung in der 
Gewährung von Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des Bun- 
desversorgungsgesetzes besteht, der Bundes- 
minister des Innern" gestrichen. 

4. § 47 Abs. 5 des Gesetzes über den Zivilen Er- 
satzdienst in der Fassung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch 
das Siebente Gesetz zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom 3. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1567), erhält folgende Fassung: 

„(5) Als Ersatzdienstbeschädigung gilt ferner 
eine gesundheitliche Schädigung, die durch einen 


Unfall herbeigeführt worden ist, den der Be- 
schädigte 

a) auf einem Hin- oder Rückweg erleidet, der 
notwendig ist, um wegen der Schädigungs- 
folgen eine Maßnahme der Heilbehandlung, 
eine Badekur, Versehrtenleibesübungen als 
Gruppenbehandlung oder arbeits- und berufs- 
fördernde Maßnahmen nach § 26 des Bundes- 
versorgungsgesetzes durchzuführen oder um 
zur Aufklärung des Sachverhalts persönlich 
zu erscheinen, sofern das Erscheinen angeord- 
net ist 

oder 

b) bei der Durchführung einer der in Buch- 
stabe a aufgeführten Maßnahmen erleidet." 

Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorsdiriften 

§ 1 

(1) Die bisher gewährten laufenden Versorgungs- 
bezüge werden, soweit sie durch Artikel 1 eine 
Änderung erfahren, von Amts wegen neu festge- 
stellt. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich 
aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag fest- 
gestellt. Wird der Antrag binnen eines Jahres nach 
Verkündung dieses Gesetzes gestellt, so beginnt die 
Zahlung mit dem 1. Januar 1971, frühestens mit 
dem Jahr, Monat oder Tag, in dem oder an dem 
die Voraussetzungen erfüllt sind. Sie beginnt mit 
demselben Zeitpunkt, wenn die neuen Ansprüche 
erst auf Grund einer noch zu erlassenden Rechts- 
verordnung festgestellt werden können und der 
Antrag binnen eines Jahres nach Verkündung der 
Rechtsverordnung gestellt wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn Versorgung als Kannleistung oder im Wege 
des Härteausgleichs gewährt wird. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Artikel 1 Nummern 1, 2 und 5 bis 15 tritt am 
1. Januar 1971, Artikel 2 Nummern 2 bis 4 mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1970, Artikel 1 Nummern 3, 
4 und 16 bis 19, Artikel 2 Nummer 1 sowie Artikel 3 
treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeiner Teil 

1. Nach § 56 des Bundesversorgungsgesetzes n. F. 
sind die laufenden Rentenleistungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes jährlich, erstmals mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1971, durch Gesetz entspre- 
chend dem Vomhundertsatz anzupassen, um den 
sich die allgemeine Bemessungsgrundlage, die 
der Rentenanpassung nach § 1272 Abs. 1 RVO 
für das laufende Kalenderjahr zugrunde gelegt 
worden ist, gegenüber der, die für die Renten- 
anpassung des voraufgegangenen Jahres zu- 
grunde gelegt worden war, verändert hat. 

Der Rentenanpassung nach § 1272 Abs. 1 RVO für 
das Jahr 1971 wird die für das Jahr 1970 auf 
10 318 DM festgesetzte allgemeine Bemessungs- 
grundlage nach § 1255 Abs. 2 RVO zugrunde ge- 
legt (vgl. § 1 des ebenfalls eingebrachten Ent- 
wurfs des 13. RAG in Verbindung mit § 2 der 
13. Bezugsgrößenverordnung vom 20. Dezem- 
ber 1969 — BGBl. I S. 2373 — ). Der Renten- 
anpassung für das (voraufgegangene) Jahr 1970 
war die für das Jahr 1969 auf 9780 DM festge- 
setzte allgemeine Bemessungsgrundlage zu- 
grunde gelegt worden. Die Veränderung der all- 
gemeinen Bemessungsgrundlage von 9780 DM 
auf 10 318 DM beträgt + 5,5 v. H., so daß die 
Rentenbeträge des Bundesversorgungsgesetzes 
um diesen Vomhundertsatz anzuheben sind. 

2. Der Anpassung unterliegen 

— die Leistungen für Blinde (§14 BVG), 

— der Kostenersatz für außergewöhnlichen Ver- 
schleiß an Kleidung oder Wäsche (§ 15 BVG), 

— die Grundrenten der Beschädigten, Witwen 
und Waisen (§31 Abs. 1, §§ 40 und 46 BVG), 

— die Schwerstbeschädigtenzulage (§ 31 Abs. 5 
BVG), 

— die Höchstbeträge des Berufsschadens- und 
Schadensausgleichs (§ 30 Abs. 3 und § 40 a 
Abs. 1), 

— die Ausgleichsrenten der Beschädigten, Wit- 
wen und Waisen (§§ 32, 41, 47 BVG), 

— der Ehegattenzuschlag für Schwerbeschädigte 
(§ 33 a BVG), 

— • die Elternrenten (§51 BVG) und 
— • die Pflegezulagen (§ 35 BVG). 

3. Der vorliegende Entwurf sieht eine Erhöhung der 
Beträge der in vorstehender Nummer 2 genann- 
ten laufenden Rentenleistungen um rund 5,5 v. H. 
vor, wobei Erhöhungsbeträge unter 0,50 DM auf 
volle Deutsche Mark nach unten und von 
0,50 DM an auf volle Deutsche Mark nach oben 
abgerundet wurden. 


Außer den nach § 56 BVG n. F. notwendigen 
Änderungen sieht der Entwurf einige redaktio- 
nelle Änderungen sowie andere Änderungen vor, 
die der Rechtsangl ei chung dienen oder im Hin- 
blick auf eine reibungslose Durchführung der ver- 
sorgungsrechtlichen Vorschriften für notwendig 
erachtet werden. 


IL Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Zu Nummer 1 

Anpassung der Leistungen für Blinde nach § 14 BVG. 
Anhebung von bisher 70 DM auf 74 DM = 5,7 v. H. 

Zu Nummer 2 

Anpassung des Kostenersatzes für außergewöhn- 
lichen Verschleiß an Kleidung oder Wäsche nach 
§15 BVG. Anhebung von bisher 9 DM bis 58 DM 
auf 9 DM bis 61 DM. 

Während der untere Pauschbetrag nach der im All- 
gemeinen Teil Nr. 3 angewandten Abrundungs- 
regel nicht erhöht werden konnte (5,5 v. H. von 9 DM 
= 0,495), beträgt die Erhöhung des oberen Betrages 
von 58 DM auf 61 DM rd. 5,2 v. H. Um zu verhin- 
dern, daß der untere Pauschbetrag möglicherweise 
über mehrere Jahre auf 9 DM stehenbleibt, sollte 
hinsichtlich dieses Betrages die diesem Gesetz zu- 
grunde gelegte Anpassungsquote bei der nächsten 
Anpassung mitberücksichtigt werden. 

Zu Nummer 3 

Kostenfreie Gewährung von Sachleistungen im Rah- 
men der Heil- und Krankenbehandlung für alle Be- 
rechtigte und Leistungsempfänger nach § 18 c Abs. 5 
BVG. 

Die Neufassung dient der Klarstellung, die notwen- 
dig geworden ist, nachdem die Beteiligung an den 
Arzneikosten für Versicherte auf Grund der Ände- 
rung des § 182 a Abs. 1 RVO durch das Gesetz über 
die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheits- 
fälle und über Änderungen des Rechts der gesetz- 
lichen Krankenversicherung vom 27. Juli 1969 
(BGBl. I S. 946) eingeführt worden ist. 

Der Wortlaut der bisherigen Fassung des § 18 c 
Abs. 5 BVG erwähnt entsprechend der damaligen 
Rechtslage nur eine Kostenbefreiung zugunsten der 
Berechtigten, die Heil- oder Krankenbehandlung nur 
auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes erhalten 
(sogenannte „Zugeteilte" und „Ausgesteuerte"). 
Nach Auffassung der Bundesregierung kann es nicht 
zweifelhaft sein, daß auch versicherte Beschädigte, 
soweit sie auch Anspruch auf Heilbehandlung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz haben, von jeglicher 
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Kostenbeteiligung freigestellt sein sollen. Nicht als 
Kostenbeteiligung in diesem Sinne ist die in § 6 der 
Verordnung zur Durchführung des § 11 Abs. 3 und 
der §§ 13 und 15 BVG geregelte Erstattung eines 
Kostenanteils anzusehen; hier handelt es sich um 
Leistungen, zu denen die Verwaltungsbehörde nach 
dem Gesetz nicht verpflichtet ist, die jedoch aus 
Zweckmäßigkeitsgründen von ihr zusammen mit der 
gesetzlichen Leistung in Auftrag gegeben werden. 

Zu Nummer 4 

Auflockerung der Voraussetzungen für die Bewilli- 
gung von Erholungsfürsorge. 

Nach Feststellungen der Länder sehen sich die Ge- 
sundheitsämter u. a. im Hinblick auf die zunehmende 
Zahl der zu beurteilenden Fälle ganz überwiegend 
außerstande, Bestätigungen im Sinne des § 27 a 
Abs. 2 abzugeben. Dies geht nicht nur auf die allge- 
meine Belastung der Gesundheitsämter zurück, son- 
dern vor allem auf die Schwierigkeit, bei einer ein- 
maligen, nach Lage der Dinge kurzen Unter- 
suchung zu einer gutachtlichen Beurteilung zu gelan- 
gen. Damit hat sich gezeigt, daß die Bestimmung, 
soweit sie die Einschaltung der Gesundheitsämter 
betrifft, in dieser Form nicht durchführbar ist. Wie in 
der Sozialhilfe (§ 36 BSHG) soll daher auch in der 
Kriegsopferfürsorge künftig in der Regel ein privat- 
ärztliches Zeugnis ausreichen. 

Zu Nummer 5 

Anpassung des Höchstbetrages für den Berufs- 
schadensausgleich nach § 30 Abs. 3 BVG. Anhebung 
von bisher 580 DM auf 612 DM = 5,5 v. H. 

Zu Nummer 6 

Buchstabe a 


Anpassung der Grundrenten der Beschädigten nach 
§ 31 Abs. 1 BVG. 



Anhebung 


bei einer 
Minderung 
der Erwerbs- 

von 

bisher 

auf 

in V. H. 

fähigkeit 
um V. H. 

DM 

DM 


30 

61 

64 

4,9 

40 

81 

85 

4,9 

50 

110 

116 

5,5 

60 

139 

147 

5,8 

70 

191 

202 

5,8 

80 

232 

245 

5,6 

90 

278 

293 

5,4 

100 

313 

330 

5,4 


Erhöhungsbetrag zur Grundrente der Schwerbe- 
schädigten nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
von bisher 12 DM auf 13 DM = 8,3 v. H. 

Buchstabe b 

Anpassung der Schwerstbeschädigtenzulage nach 
§ 31 Abs. 5 BVG. 


Anhebung 

in Stufe 

von 

bisher 

DM 

auf 

DM 

in V. H. 

I 

37 

39 

5,4 

II 

74 

78 

5,4 

III 

111 

117 

5,4 

IV 

148 

156 

5,4 

V 

185 

195 

5,4 

VI 

222 

234 

5,4 


Außerdem bedeutet die Neufassung des § 31 Abs. 5 
eine redaktionelle Änderung insofern, als in Satz 2 
die Worte „Stufen I bis V" durch die Worte „Stu- 
fen I bis VI" ersetzt werden. Diese Änderung ist im 
Hinblick auf die durch das 1. AnpG — KOV — ge- 
schaffene neue Stufe VI notwendig. 

Zu Nummer 7 

Anpassung der Ausgleichsrente der Beschädigten 
nach §§ 32, 33 BVG. 



Anhebung 


bei einer 
Minderung 
der Erwerbs- 

von 

bisher 

auf 

in V. H. 

fähigkeit 
um V. H. 

DM 

DM 


50/60 

139 

147 

5,8 

70 

191 

202 

5,8 

80 

232 

245 

5,6 

90 

278 

293 

5,4 

100 

313 

330 

5,4 


Zu Nummer 8 

Anpassung des Ehegattenzuschlages nach § 33 b 
BVG. 

Anhebung von bisher 35 DM auf 37 DM = 5,7 v. H. 


Zu Nummer 9 

Anpassung der Pflegezulagen nach § 35 BVG. 


Anhebung 

in Stufe 

von 

bisher 

auf 

in V. H. 


DM 

DM 


I 

133 

140 

5,3 

II 

226 

238 

5,3 

III 

319 

337 

5,6 

IV 

412 

435 

5,6 

V 

534 

563 

5,4 
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Zu Nummer 10 

Anpassung der Grundrente der Witwen nach § 40 
BVG. Anhebung von bisher 188 DM auf 198 DM = 
5,3 V. H. 

Zu Nummer 1 1 

Anpassung des Höchstbetrages für den Schadens- 
ausgleich nach § 40 a BVG. 

Anhebung von bisher 290 DM auf 306 DM = 

5,5 V. H. 

Zu Nummer 12 

Anpassung der Ausgleichsrente der Witwen nach 
§ 41 BVG. 

Anhebung von bisher 188 DM auf 198 DM = 
5,3 V. H. 

Zu Nummer 13 

Anpassung der Grundrenten der Waisen nach § 46 
BVG. 

Anhebung für 

Halbwaisen von bisher 52 DM auf 55 DM = 5,8 v. H. 

Vollwaisen von bisher 99 DM auf 104 DM = 
5,1 V. H. 

Zu Nummer 14 

Anpassung der Ausgleichsrenten der Waisen nach 
§ 47 BVG. 

Anhebung für 

Halbwaisen von bisher 93 DM auf 98 DM = 5,4 v. H. 

Vollwaisen von bisher 128 DM auf 135 DM — 

5.5 V. H. 

Zu Nummer 15 

Anpassung der Elternrenten nach § 51 BVG. 
Buchstabe a 

Anhebung der Beträge der vollen Elternrente für 
Elternpaare von bisher 232 DM auf 245 DM = 

5.6 V. H. 

Elternteile von bisher 157 DM auf 166 DM = 

5.7 V. H. 

Buchstabe b 

Anhebung der Erhöhungsbeträge nach § 51 Abs. 2 
BVG für 

Elternpaare von bisher 46 DM auf 49 DM = 6,5 v. H. 

Elternteile von bisher 35 DM auf 37 DM = 5,7 v. H. 
Buchstabe c 

Anhebung der Erhöhungsbeträge nach § 51 Abs. 3 
BVG für 

Elternpaare von bisher 145 DM auf 153 DM == 
5,5 V. H. 

Eltemteile von bisher 104 DM auf HO DM = 

5.8 V. H. 

Zu Nummern 16 und 17 

Redaktionelle Änderungen im Hinblick auf die Neu- 
verteilung von Zuständigkeiten innerhalb der Bun- 
desregierung. Die Änderung Nr. 16 Buchstabe b 
steht mit der Änderung zu Nr. 4 in Zusammenhang. 


Zu Nummer 18 

Ausdehnung des Pfändungsschutzes. 

Wegen der immer größer werdenden Zahl der Ver- 
sorgungsberechtigten, deren Rentenbezüge auf Kon- 
ten bei Geldinstituten überwiesen werden, erscheint 
eine besondere Pfändungsschutzvorschrift dringend 
angezeigt, um auch bei den bargeldlosen Rentenzah- 
lungen den Pfändungsschutz des § 67 BVG sicherzu- 
stellen. 

Die Fassung des Entwurfs lehnt sich an § 119 Abs. 3 
und 4 der Reidisversicherungsordnung an. 

Zu Nummer 19 

Redaktionelle Änderungen im Hinblick auf die Neu- 
verteilung der Zuständigkeiten innerhalb der Bun- 
desregierung. 

Zu Artikel 2 
Zu Nummer 1 

Redaktionelle Änderung im Hinblick auf die Straf- 
rechtsreform. 

Auf Grund des Ersten Gesetzes zur Reform des Straf- 
rechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645) 
wird mit Wirkung vom 1. April 1970 das Wort „Ge- 
fängnis“ durch das Wort „Freiheitsstrafe“ ersetzt. 
§ 45 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren in 
der Kriegsopferversorgung ist in seinem Absatz 2 
entsprechend zu ändern, weil die Änderung durch 
das Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts nicht un- 
mittelbar vorgenommen worden ist. 

Zu Nummern 2 bis 4 

Rechtsangleichung an Neufassung des § 1 Abs. 2 
Buchstaben e und f BVG. 

Die Vorschriften des § 4 Abs. 2 des Häftlingshilfe- 
gesetzes, des § 81 Abs. 2 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes und des § 47 Abs. 5 des Gesetzes über den 
Zivilen Ersatzdienst stimmten inhaltlich mit § 1 
Abs. 2 Buchstabe e BVG a. F. überein. 

Nachdem § 1 Abs. 2 Buchstabe e durch das 1. AnpG- 
KOV geändert und die Regelung erweitert worden 
ist (neuer Buchstabe f), ist es notwendig, die drei 
eingangs erwähnten Vorschriften anzugleichen. 
Nummer 3 Buchstabe b hat redaktionelle Bedeutung 
(vgl. zu Artikel 1 Nr. 19). 

Zu Artikel 3 

Zu§ 1 

Neufeststellung der bisherigen Versorgungsbezüge. 
Entsprechend der bisherigen Übung sollen die sich 
aus Artikel 1 ergebenden Neufeststellungen bereits 
gewährter Versorgungsleistungen von Amts wegen, 
erstmalige Bewilligungen jedoch auf Antrag vorge- 
nommen werden. 

j Zu§2 

I 

i Berlin-Klausel. 

Zu §3 

Inkrafttreten. 
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IIL Finanzieller und wirtschaftlicher Teil 

A. Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 

1. Mehraufwendungen an Bundesmitteln im Jahre 
1971 

Zusammenfassung 

Millionen 


DM 

1. Grundrenten 223,7 

11. Alterserhöhung zur Grundrente 

der Beschädigten 1,2 

IIL Schwerstbeschädigtenzulage 1,8 

IV. Ausgleichs- und Elternrente .... 62,2 

V. Ehegattenzuschlag 2,7 

VI. Pflegezulage 5,1 


VII. Berufsschadens- und Schadensaus- 
gleich 

a) Minderausgabe infolge 
Erhöhung der 
— Ausgleichsrente für 

Beschädigte 3,2 

— Grundrente für Witwen 14,4 
— Ausgleichsrente für 

Witwen 8,1 

Minderausgabe insgesamt 25,7 


b) Mehraufwand infolge Er- 
höhung der Höchstbe- 
träge 1,0 

- (24,7) 

VIII. Heiratsabfindungen 1,8 

IX. Leistungen für Blinde 0,3 

X. Kostenersatz für außergewöhn- 

lichen Verschleiß an Kleidung und 
Wäsche 2,9 

XI. Kriegsopferfürsorge 1,0 

XII. Aufwand nach Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären 1,6 

279,6 


2. Auswirkungen auf die Folge jahre 1972 bis 1974 

1972 1973 1974 

276,8 274,0 271,3 

3. Die unter 1. und 2. dargestellten Mehraufwendun- 
gen an Bundesmitteln sind in der mehrjährigen 
Finanzplanung (Hauptgruppe 6 des Gruppie- 
rungsplans) berücksichtigt. 

4. Den Ländern entstehen durch die Änderung 

nach Artikel 1 Nr. 4 auf Grund der Vorschrift 
des § 1 Abs. 1 Nr. 8 des Ersten Überlei- 
tungsgesetzes Kosten in Höhe von insgesamt 
250 000 DM (= 20 v. H. des Gesamtaufwandes 
in Höhe von 1,25 Millionen DM). Die finanziel- 
len Belange der Gemeinden und Gemeindever- 
bände werden durch das Gesetz nicht berührt. 


B. Auswirkungen auf das Preisgefüge 

Die 279,6 Millionen DM Mehraufwendungen im 
Jahre 1971 entfallen nahezu ausschließlich auf eine 
Anhebung der laufenden Versorgungsbezüge nach 
dem Bundesversorgungsgesetz und anderen Geset- 
zen, die das Bundesversorgungsgesetz für anwend- 
bar erklären; lediglich 1 Million DM sind für Maß- 
nahmen der Erholungsfürsorge im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge vorgesehen. 

Die Erhöhung der laufenden Versorgungsbezüge 
beträgt 5,5 vom Hundert im Durchschnitt und ist 
damit gleich der Veränderungsrate der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage der ArV und AnV des Jahres 
1970 gegenüber 1969. 

Die konjunkturelle Situation, die zu Beginn des 
Jahres 1971 gegeben sein wird, läßt sich gegen- 
wärtig nicht abschätzen. Es ist deshalb auch nicht 
möglich, die Auswirkungen des 2. AnpG-KOV 
auf Einzelpreise und Preisniveau heute schon vor- 
auszusagen. Unabhängig davon geht es nach Auf- 
fassung der Bundesregierung aus sozialpolitischen 
Gründen nicht an, mit restriktiven Maßnahmen bei 
den Einkommen der Rentner anzusetzen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§40 a) 

Nummer 11 ist wie folgt zu fassen: 

,11. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „290" 
durch die Zahl „306" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den 
Worten „zuzüglich der Grundrente {§ 40)" 
die Worte „bis zur Höhe von 150 Deut- 
sche Mark" eingefügt.' 

Begründung 

Die im Gegensatz zur Regelung beim Berufs- 
schadensausgleich für die Beschädigten in § 40 a 
Abs. 2 BVG vorgesehene Anrechnung der Wit- 
wengrundrente auf den Schadensausgleich ist 
systemwidrig. Nach Aufbau und Struktur der 
einschlägigen Leistungen des Bundesversor- 
gungsgesetzes muß bei einer zeit- und sachge- 
rechten Wertung der Grundrente der Witwen 
die gleiche Funktion zuerkannt werden wie der 
Grundrente der Beschädigten. Genau wie der 
Beschädigte erhält nämlich auch die Witwe neben 
der Grundrente noch eine besondere Ausgleichs- 
rente. Die Witwengrundrente wird ebenso wie 
die Beschädigtengrundrente ohne Rücksicht auf 
sonstiges Einkommen gezahlt; auch Witwen, 
deren Unterhalt anderweitig voll sichergestellt 
ist, wird diese Leistung gewährt. Wenn im Ge- 
gensatz hierzu die Zahlung der Witwenaus- 
gleichsrente genau wie bei den Beschädigten von 
einer schematisierten Bedürfnisprüfung, also von 
Einkommensgrenzen abhängig gemacht wird, 
müssen Witwengrund- und -ausgleichsrente 
unterschiedlichen Zwecken dienen und können 
nicht übereinstimmend einen Unterhaltsersatz 
bezwecken. 

Hieraus ergibt sich, daß auch die Grundrente der 
Witwe — ähnlich wie die des Beschädigten — 
eine Entschädigung für die im einzelnen nicht 
immer wägbaren immateriellen und materiellen 
Folgen, die für sie im Gegensatz zu nichtgeschä- 
digten Ehefrauen durch den Verlust ihres Ehe- 
mannes eingetreten sind, und keinen Unterhalts- 
ersatz darstelit. Die Gegenansicht würde nämlich 
zu dem sozialpolitisch höchst unbefriedigenden 
Ergebnis führen, daß einer einkommensschwa- 
chen Kriegerwitwe die Entschädigung dieser 
Folgen ihres Sonderopfers für die Gemeinschaft 
und ihres kriegsbedingten Schicksals versagt 
würde, während sie einer wirtschaftlich besser 
gestellten Kriegerwitwe ohne weiteres zugestan- 
den würde. 

Daß die Witwengrundrente keine Unterhalts- 
ersatzfunktion hat, ergibt sich weiterhin daraus, 


daß der Gesetzgeber in § 25 a Abs. 6 Satz 2 BVG 
ausdrücklich bestimmt hat, daß im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge bei der Ermittlung des Ein- 
kommens auch die Grundrente der Witwe un- 
berücksichtigt bleibt. Ferner ist durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfege- 
setzes vom 14. August 1969 (BGBl. I S. 1153) 
§ 76 Abs. 1 BSHG erst kürzlich dahin gehend 
geändert worden, daß auch die Grundrente der 
Witwe künftig nicht mehr zum Einkommen im 
Sinne des Bundessozialhilferechts zu rechnen ist. 
Wenn aber schon im Rahmen der lediglich das 
Existenzminimum sichernden Sozialhilfe die 
Witwengrundrente nicht mehr als Unterhalts- 
ersatz angesehen wird, besteht kein sozial- 
politisch einleuchtender Grund, sie bei der Er- 
mittlung des Schadensausgleichs nach § 40 a BVG 
als Einkommen der Witwe anzurechnen. 

Die vorgeschlagene Regelung, die den Krieger- 
witwen zunächst wenigstens einmal die durch 
das Erste und Zweite Anpassungsgesetz sowie 
die durch künftige Anpassungsgesetze bewirkten 
Erhöhungen ihrer Grundrente in vollem Umfange 
zugute kommen läßt, stellt einen ersten Schritt 
zur völligen Beseitigung der System- und funk- 
tionswidrigen Anrechnung der Witwengrund- 
rente auf den Schadensausgleich dar. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 51) 

Die Buchstaben a bis c sind wie folgt zu fassen: 

,a) In Absatz 1 werden die Zahl „232" durch die 
Zahl „255" und die Zahl „157" durch die Zahl 
„173" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „46" durch die 
Zahl „51" und die Zahl „35" durch die Zahl 
„39" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „145" durch die 
Zahl „160" und die Zahl „104" durch die Zahl 
„ 1 14" ersetzt.' 


Begründung 

Die Versorgungsleistungen für die alten und 
zum Teil gebrechlichen Kriegereltern bewegen 
sich an der alleruntersten Grenze des Existenz- 
minimums und liegen noch unter den Regel- 
sätzen der Sozialhilfe. Im Bundesdurchschnitt 
beträgt zur Zeit der Regelsatz (§ 22 BSHG) für 
den Haushaltsvorstand und für einen Allein- 
stehenden ca. 137 DM sowie für einen Haus- 
haltsangehörigen von über 18 Jahren ca. 108 DM; 
hinzu kommt für Personen von über 65 Jahren 
noch ein Mehrbedarf von 30 v. H. des maßgeben- 
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den Regelsatzes (§ 23 Abs. 1 BSHG). Für ein 
Elternpaar ergibt sich somit ein Satz von 318,50 
DM und für einen Elternteil ein solcher von 
178,10 DM. Hierbei ist noch nicht einmal berück- 
sichtigt, daß bis 1971 die derzeitigen Regelsätze 
voraussichtlich um 25 bis 30 v. H. erhöht werden 
müssen. 

Als erster bescheidener Schritt zum Abbau des 
Unterschieds zwischen den laufenden Leistungen 
zum Lebensunterhalt nach dem BSHG und den 
Elternrenten nach dem BVG sollten diese daher 
nicht nur um ca. 5,5 v. H., sondern um durch- 
schnittlich 10 V. H. erhöht werden. 


3. Zu Artikel 3 § 1 

In § 1 ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Erhöhungsbeträge, die für die Monate Ja- 
nuar bis einschließlich Mai 1971 auf Grund der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, 
bleiben für den genannten Zeitraum bei der Be- 
messung von Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
unberücksichtigt. " 


— 6. Wahlperiode 


Begründung 

Die vorgeschlagene Ergänzung entspricht der 
Regelung in Artikel V § 1 Abs. 7 des Dritten 
Neuordnungsgesetzes vom 28. Dezember 1966 
(BGBl. I S. 750). Sie ist geboten, nachdem Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge seither jeweils 
für denselben Zeitraum zu Beginn eines Jahres 
ohne Rücksicht auf die Erhöhung der Renten aus 
der Renten- und Unfallversicherung gewährt 
wurden (zuletzt Artikel IV § 13 des 3. Renten- 
versicherungs-Änderungsgesetzes (12. RAG) vom 
28. Juli 1969 — BGBl. I S. 956, 969) und eine 
entsprechende Schonfrist auch im Entwurf des 
13. RAG (Drucksache 164/70) vorgesehen ist. 
Eine unterschiedliche Behandlung der Renten 
aus der Renten- und Unfallversicherung und der 
Kriegsopferversorgung erscheint nicht sachge- 
recht. 

Im übrigen wird durch die Schonfrist vermieden, 
daß es bei der Gewährung von Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge zu Überzahlungen infolge 
der Rentenerhöhung kommt. Die finanziellen 
Mehrbelastungen der Träger der Kriegsopferfür- 
sorge dürften nicht erheblich und — wie auch 
früher — tragbar sein. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Vorschlag des Bundesrates weicht hinsichtlich 
der Ergänzung des § 40 a Abs. 2 Satz 1 (Buchstabe b 
des Änderungsvorschlags) vom Regierungsentwurf 
ab und hat zum Ziel, daß die Witwengrundrente 
künftig zunächst teilweise, später in vollem Umfang, 
nicht mehr bei Feststellung des Schadensausgleichs 
berücksichtigt werden soll. 

Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung mit 
dem Bundesverfassungsgericht (Urteil vom 24. Juli 
1963 — BVerfGE 17, 38) der Auffassung, daß die 
Grundrenten der Hinterbliebenen allgemein als Aus- 
gleich für die durch den Tod des Beschädigten ver- 
schlechterte Unterhaltsposition aufzufassen sind. 
Dem trägt auch die Gesetzessystematik Rechnung, 
wie sie in der gesetzlich festgelegten Reihenfolge 
der Leistungen (Grundrente — Ausgleichsrente — 
Schadensausgleich) zum Ausdruck kommt. Danach ist 
der Schadensausgleich als eine Leistung anzusehen, 
die einen mit dem Tod des Ehegatten zusammen- 
hängenden wirtschaftlichen Schaden, soweit dieser 
durch den Anspruch auf Grund- und Ausgleichs- 
rente nicht bereits ausgeglichen ist, abgelten soll 
(vgl. auch Nachtrag zum Kriegs- und Wehrdienst- 
opferbericht 1969, Drucksache VI/81 S. 34). 

Die Nichtanrechnung eines Teils der Grundrente ist 
auch nicht notwendig, um das in der Begründung des 
Bundesrates am Schluß angesprochene Problem, daß 
die Witwen mit Anspruch auf Schadensausgleich bei 
den jährlichen Anpassungen ihrer Versorgungs- 
leistungen nicht in den vollen Genuß der Grund- 
rentenerhöhungen kommen, zu lösen. Ursache die- 
ser Nachteile, die erstmals anläßlich der Renten- 
erhöhung durch das Dritte Neuordnungsgesetz (1967) 
und erneut anläßlich der Anpassung der Renten- 
leistungen zum 1. Januar 1970 eingetreten sind, ist 
die für den Berufsschadensausgleich der Beschädig- 
ten seit 1960 und für den Schadensausgleich der 
Witwen seit 1964 geltende Regelung des § 30 Abs. 4 
BVG. Nach dieser Vorschrift sind die Durchschnitts- 
einkommen, die bei Feststellung des Berufsschadens- 
ausgleichs und des Schadensausgleichs als Ver- 
gleichsmaßstab dienen, in den meisten Fällen nur 
jedes zweite Jahr neu festzustellen, so daß Erhö- 
hungen des tatsächlichen Einkommens der Witwe, 
einschließlich ihrer Grund- und Ausgleichsrenten, in 
den Jahren nicht aufgefangen werden können, in 
denen die Anpassung der Vergleichseinkommen 
unterbleibt. Im Zusammenhang mit der für 1971 an- 
stehenden Anpassung werden die beschriebenen 


Nachteile im allgemeinen nicht eintreten, da in die- 
sem Jahr neue Durchschnittsverdienste zu berück- 
sichtigen sind. Daher sind beträchtliche Erhöhungen 
der Schadensausgleiche zu erwarten, die sogar — 
wenn auch mit einjähriger Verzögerung — weit- 
gehend zu einem Ausgleich der 1970 entstandenen 
Nachteile führen werden. Die Bundesregierung wird 
prüfen, ob zu gegebener Zeit die für eine jährliche 
Anpassung der Durchschnittsverdienste notwendi- 
gen Haushaltsmittel (1972 und jedes weitere gerade 
Jahr je rund 100 Millionen DM) zur Verfügung ge- 
stellt werden können. 

Der Vorschlag des Bundesrates wäre mit Mehrauf- 
wendungen in folgender Höhe verbunden: 

1971 1972 1973 1974 

Millionen Millionen Millionen Millionen 

DM DM DM DM 


70 86 108 129 

Im Rahmen der mehrjährigen Finanzplanung des 
Bundes sind diese Mehraufwendungen nicht berück- 
sichtigt. Die Stellungnahme des Bundesrates enthält 
auch keine Vorschläge darüber, wie sie in diese 
Planung einbezogen werden könnten. 


Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Im Hinblick auf die Vorschrift des § 56 BVG ist es 
nach Auffassung der Bundesregierung im Rahmen 
eines Anpassungsgesetzes nicht unbedenklich, zu- 
gunsten einer bestimmten Gruppe von Versorgungs- 
berechtigten von dem allgemeinen Anpassungsmaß- 
stab abzuweichen. Darüber hinaus sollte bei der 
Wertung der Elternversorgung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz berücksichtigt werden, daß sie 
der Abgeltung der wirtschaftlichen Folgen des 
Kriegstodes eines oder mehrerer Kinder dient. Sie 
tritt demnach an die Stelle eines Unterhaltsan- 
spruchs gegen Verwandte der absteigenden Linie 
und dürfte nach den Erfahrungen des täglichen 
Lebens als pauschale Leistung eine angemessene 
Entschädigung darstellen. Ferner darf nicht über- 
sehen werden, daß die Gesamtversorgung der 
Eitern je nach den individuell zu beurteilenden Ver- 
hältnissen durch die Leistungen der Kriegsopferfür- 
sorge, insbesondere durch die Hilfen in besonderen 
Lebenslagen, einen beachtlichen Umfang erreichen 
kann. 
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Der Vorschlag des Bundesrates wäre mit Mehrauf- 
wendungen in den Jahren 1971 bis 1974 in Höhe 
von 20 Millionen DM je Haushaltsjahr verbunden, 
die in der mehrjährigen Finanzplanung des Bundes 
nicht berücksichtigt sind. Auch in diesem Falle ent- 
hält die Stellungnahme des Bundesrates keine Vor- 
schläge darüber, wie sie in diese Planung einbe- 
zogen werden könnten. 


Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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